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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Schleswig-Holsteinischen Schulge¬

setzes, Gesetzentwurf der Abgeordneten des SSW (LT-Drs. 19/372);

hier: Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

für die dem Landesrechnungshof eingeräumte Gelegenheit, zu dem o. g. Gesetzent¬

wurf Stellung zu nehmen, danke ich Ihnen. Diese Gelegenheit nimmt der Landes¬

rechnungshof gern wahr.

Bei der mit dem o. g. Gesetzentwurf beabsichtigten Änderung der Vorschriften zur

Kostentragung betreffend die Schülerbeförderung gemäß § 114 Schulgesetz handelt

es sich um eine politische Entscheidung. Ausweislich der Plenardebatte am

15. Dezember 2017 sind dem Landtag die entscheidungserheblichen Sachverhalte

und Argumentationsketten auch bekannt.
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Wie die Plenardebatte auch gezeigt hat, liegt das Kernproblem im Grunde nicht beim

Land. Gesetzlich zuständig sind die Kommunen, und zwar einerseits als gesetzliche

Aufgaben- bzw. Kostenträger für die Schülerbeförderung und andererseits auch für

den ÖPNV. Seit Inkrafttreten des ÖPNV-Gesetzes 1996 bedeutet „Schülerbeförde¬

rung  im Regelfall Nutzung des ÖPNV. Sogenannte „freigestellte Schülerverkehre 

sind „erstattungstechnisch  nur noch in Ausnahmefällen zu akzeptieren (vgl.

§114 Abs. 5 SchuIG). Beide Aufgaben sind per Landesgesetz in die Verantwortung

der kommunalen Selbstverwaltung gelegt worden.

Der LRH empfiehlt deshalb, die zugrundeliegende Problematik auf der nach dem

Gesetz zuständigen kommunalen Ebene zu lösen, ggf. unter begleitender Beratung

des Landes durch die zuständige Fach- und die Kommunalaufsicht.

Mit freundlichen Grüßen




